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Stellungnahm e zum  Referentenentw urf eines Gesetzes zur Um setzung 
bestim m ter Regelungen der EU-Einw egkunststoffrichtlinie 

 

 

Zusam m enfassung 

Der Entw urf eines Gesetzes zur Um setzung bestim m ter Regelungen der EU-
Einw egkunststoffrichtlinie (EW KRL) erfüllt  seine Zielsetzung nicht, die Vorgaben der 
Richtlinie zur Kostenanlastung der Hersteller richtlinienkonform , verfassungsgem äß und 
kosteneffizient in nationales Recht um zusetzen.  

Die bet roffenen Hersteller w ollen  akt iv d ie Produktveran tw ortung  für d ie von ihnen in  Verkehr 
gebrachten Einw egkunststoffp rodukte - auch in  der Abfallphase des Produktzyklus - 
übernehm en und so zu den Zielen  der Abfallverm eidung  und der Kreislaufw irt schaft  beit ragen. 
W ie in  anderen Mitg liedstaaten  sollte d ie erw eiterte Herstellerveran tw ortung  der 
Einw egkunststoffrich t lin ie in  Eigenveran tw ortung  der W irt schaft  und  n ich t  durch  staat liche 
Abgaben w ahrgenom m en w erden. Die bet roffenen Branchenverbände haben bereit s im  März 
2021 ein  eigenes Um setzungskonzept  für einen privat  finanzierten Fonds der W irtschaft  als 
gesetzlich  angeordnetes Sonderverm ögen bei der St ift ung  Zent rale Stelle Verpackungsreg ister 
(ZSVR) vorgeleg t , aus dem  d ie Rein igungs- und Entsorgungskosten  der Kom m unen an teilig  
erstat tet  w erden sollen . Das private Fondsm odell der W irtschaft  gew ährleistet  eine 
rech tssichere, kosteneffiziente und t ransparente Um setzung  der Einw egkunststoffrich t lin ie 
sow ie d ie erforderliche Stakeholder-Beteiligung  der W irtschaft . 

Hingegen reduziert  d ie im  Referentenentw urf vorgesch lagene Fondslösung  d ie 
Veran tw ort lichkeiten  der Hersteller im  W esent lichen auf d ie b loße Ent rich tung  einer 
Sonderabgabe. Es bestehen erheb liche verfassungsrechtliche Zw eifel gegenüber der 
Sonderabgabe, w eil die finanzverfassungsrechtlichen Voraussetzungen hierfür nicht erfüllt  
w erden.  

Außerdem  gehen eine Reihe von Maßnahm en des Einw egkunststofffondsgesetzes 
(EW KFondsG) über die Richtlinie hinaus oder verstoßen gegen Art . 8 EW KRL. W ir plädieren 
für eine strikte 1:1-Um setzung der Kostenanlastung der Hersteller. 
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Der Bundesverband der Tabakw irtschaft  und neuart iger Erzeugn isse (BVTE) sow ie der 
Deutsche Zigaret tenverband (DZV) lehnen aus d iesen Gründen d ie Errich tung  eines vom  
Um w eltbundesam t  verw alteten  Einw egkunststofffonds ab , der durch staat liche 
Sonderabgaben der bet roffenen Hersteller von  Einw egkunststoffprodukten  finanziert  w erden 
soll. 

 

Zu den einzelnen Regelungen des Einw egkunststofffondsgesetzes (EW KFondsG): 

• Gew icht ist in der Abfallw irtschaft die einzige verlässliche und gebräuchliche Größe 
und sollte deshalb die ausschließliche Grundlage zur Bem essung der Abgabesätze 
sein. Nach dem  Gesetzentw urf soll jedoch n icht  ausgesch lossen sein , dass im  Rahm en 
der Herleitung  der Abgabesätze durch  das BMUV auch andere Faktoren  w ie Volum en 
und Stückzah l berücksich t ig t  w erden. Größen w ie Volum en und Stückzah l sind  
veränderlich  oder schw er zu erfassen und zu dokum ent ieren  und sollten  daher bei der 
Erm it t lung  der Kosten n ich t  berücksich t ig t  w erden. Darüber h inaus ist  aus Gründen der 
Gleichbehand lung  Konsistenz zu w ahren. Die den Abgabesätzen zugrundeliegenden 
produktspezifischen Kosten m üssen nach einheit licher Methodik für alle 
Einw egkunststoffprodukte basierend auf dem  Gew icht erm ittelt  w erden. Auf S. 70 
des Gesetzentw urfs ist  deshalb  der folgende Satz zu st reichen: „Dies sch ließt  aber n ich t  
aus, dass im  Rahm en der Herleitung  der Abgabesätze bei einzelnen Kostenarten , z.B. bei 
den Rein igungskosten , n ich t  auch andere Faktoren w ie Volum en oder Stückzah l zu  
berücksicht igen sind .“ 
 

• Die erstat tungsfäh igen Rein igungs- und Entsorgungskosten  m üssen laut  
Einw egkunststoffrich t lin ie „kosteneffizien t “ sein . Jedoch korrespondieren  d ie im  
Kom m unalabgabenrecht  geltenden Grundsätze zur Bem essung  von Gebühren n ich t  
m it  den  EU-rech t lichen Anforderungen der Kosteneffizienz. Es ist  nicht 
richtlinienkonform , w enn zur Auslegung der Kosteneffizienz auf das nationale 
Gebührenrecht zurückgegriffen w ird. So dürfen  z.B. nur d ie unm it telbar en tstehenden 
Kosten der Rein igungsleistungen und n icht  d ie ind irekten  Kosten w ie 
Verw altungskosten in  Rechnung  gestellt  w erden. Der Rückg riff auf standard isierte 
Durchschn it t skosten  der Rein igung  und Entsorgung  nach dem  Abfallgebührenrecht  zur 
Herleit ung  der Abgabesätze ist  b islang  vollkom m en unklar und unbest im m t . Der 
erforderliche Rein igungsstandard  m uss auf gesetzlicher Grund lage festgeleg t  w erden 
und kann n ich t  dem  UBA bzw . dem  BMUV überlassen w erden. 
 

• Die Kostenberechnungen m üssen nach den Vorgaben der 
Einw egkunststoffrichtlinie transparent und sachgerecht erm ittelt  und berechnet 
w erden - aber in  Deutsch land liegen kaum  nachvollziehbare und öffen t lich  zugäng ige 
Daten  zu Abfallm engen und Rein igungskosten  vor. Dies g ilt  insbesondere für d ie 
Deklarat ion von m anuell aufgenom m enen Abfällen , fü r d ie höhere Rein igungskosten  zu 
erw arten  sind . Die Dokum entat ion der Kom m unen zu Leistungen, Kosten und 
gesam m elten  Abfallm engen ist  in  sich  versch ieden und zudem  teilw eise n ich t  öffen t lich  
zugäng ig . Für eine Beteiligung der Hersteller an den Kosten nach Art . 8 EW KRL sind 
die tatsächlich angefallenen Abfallm engen und spezifischen Kosten für die 
Geltendm achung von Kostenerstattungen zw ingend offenzulegen. Dies g ilt  auch  für 
d ie Sensib ilisierungskosten . Diese Kosten  m üssen in  einem  angem essenen Verhältn is zu 
dem  tatsäch lichen Anteil der als Abfall angefallenen EW K-Produkte stehen. 
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• W ir befürw orten  eine regelm äßige Überprüfung  und gg f. Anpassung  der Abgabesätze, 
aber der im  Entw urf vorgesch lagene Rhythm us von fün f Jahren  ist  eine zu g roße 
Zeitspanne. Angesich ts der Dynam ik des Tabakm arktes (sinkende Raucherzah len , 
stet iger Rückgang  der Absatzm engen, (W eiter-) En tw icklung  innovat iver Produkte), der 
gänzlichen Ungew issheit  über d ie Größenordnung  der Kostenbeteiligungen und der 
zug rundeliegenden Abfalldaten  aus Zeiten der Corona-Pandem ie plädieren w ir 
zum indest für eine w eitere Überprüfung der Abgabesätze nach dem  Inkrafttreten 
und vor der Evaluierung des Gesetzes im  Jahr 2028 - danach kann m an zu einem  
regelm äßigen Turnus von idealerw eise drei bis m axim al fünf Jahren zurückkehren. 
Dabei m uss d ie Fest legung  der Abgabesätze auf repräsentat iven Abfall- und  
Kostenanalysen beruhen, d ie auch d ie geograph ischen Untersch iede beim  Abfall- und  
Müllaufkom m en zw ischen Großstad t , Kleinstad t  und länd lichen Gegenden reflekt ieren . 
 

• Die Einw egkunststoffkom m ission  sollt e den bet roffenen Herstellern  eine angem essene 
Mitw irkung  und eine m itgestaltende Rolle m it  en tsprechenden Ein flussm ög lichkeiten 
bei der Fest legung  der Abgabesätze erm ög lichen. Die m ehrheit lich beschlossenen 
Em pfehlungen der Einw egkunststoffkom m ission sollten daher vom  UBA und dem  
BMUV beachtet w erden m üssen. Abw eichungen von den Em pfeh lungen sollten  nur 
im  Ausnahm efall m it  exp lizierter Beg ründung  durch  BMUV und UBA m ög lich  sein . Die 
Einw egkunststoffkom m ission sollte ausschließlich m it  Vertretern der Hersteller und 
der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger parität isch besetzt  w erden. Auf d iese 
W eise w ird  der Vorgabe des Art . 8 der Einw egkunststoffrich t lin ie en tsprochen, d ie 
ein fordert , dass d ie Kosten zw ischen den bet roffenen Akteuren  auf t ransparente W eise 
festzu legen sind .  
 

• Die Fest legung  von produktbezogenen Abgabesätzen und dam it  d ie auf d ie Hersteller 
zukom m ende Kostenbelastung  ist  eine w esent liche Fragestellung  für d ie bet roffenen 
Unternehm en. Der Referen tenentw urf g ib t  in  § 13 EW KFondsG - ohne d ie dazugehörige 
Rechtsverordnung  - keinen Aufsch luss darüber, in  w elcher Größenordnung  d iese Kosten  
liegen w erden. Die auf die W irtschaft  zukom m ende Kostenbelastung ist  überhaupt 
nicht absehbar. Es feh len  insbesondere d ie w esent lichen gesetzlichen Regelungen zur 
Kostenerm it t lung , d ie dem  Norm adressaten  aufzeigen, in  w elcher W eise und in  
w elchem  Um fang  er belastet  w ird . Die Fest legung  der Abgabesätze durch  das BMUV 
verstößt  dam it  gegen den W esent lichkeitsg rundsatz des Grundgesetzes aus Art . 80 Abs. 
1 Satz 2 GG. Die Ausw irkungen und Folgen des Gesetzes können nur dann seriös 
abgeschätzt  w erden, w enn das gesam te Gesetzespaket inklusive 
Verordnungsentw urf in den Bundestag und Bundesrat eingebracht w ird. Die 
Verabschiedung des EW KFondsG sollte deshalb als um fassendes Gesetzespaket 
inklusive der Verordnung m it  Zustim m ungsvorbehalt  des Bundestags erfolgen.  
 

• Die im  Begründungsteil des Gesetzentw urfs ausgeführten  Verw altungskosten für d ie 
Um setzung  des Einw egkunststofffonds m it  durchschnit t lich  3,6 M io. Euro jährlich  im  
Zeit raum  2022 b is 2026 halten  w ir fü r völlig  unangem essen. Darin  enthalten ist  der 
Aufbau von b is zu 32 neuen Planstellen  beim  Um w eltbundesam t . Diese 
Verw altungskosten gehen über eine 1:1-Um setzung der Einw egkunststoffrichtlinie 
hinaus und sind allein durch den Bund zu tragen. Sie können n ich t  auf d ie Hersteller 
um geleg t  w erden . 
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• Die Vorgaben des Einw egkunststofffondsgesetzes und des Um w eltstat ist ikgesetzes 
sind nicht aufeinander abgestim m t und führen bei den Meldepflichten zu unnötigen 
Doppelerhebungen und  einem  bürokrat ischen Mehraufw and bei Tabakprodukt - bzw . 
Filterherstellern . In  Bezug  auf d ie in  Verkehr gebrachten Tabakprodukt filt erm engen 
sollt en d ie Erhebungen seitens des Stat ist ischen Bundesam ts d irekt  beim  UBA und 
n ich t  bei den Herstellern  durchgeführt  w erden. § 5a Abs. 5 des Um w elt stat ist ikgesetzes 
sollt e en tsprechend geändert  w erden. 
 

• Die erw eiterte Herstellerverantw ortung der EW KRL sollte in Eigenverantw ortung 
der W irtschaft  durch ein privatw irtschaft liches Fondsm odell im  Sinne einer 
kosteneffizienten, transparenten und rechtssicheren Um setzung w ahrgenom m en 
w erden. Die Kostenan lastung  der Hersteller sollte über den Nachw eis und d ie Um lage 
der tatsäch lich  entstandenen Kosten  der kom m unalen  Rein igungs- und 
Entsorgungsleistungen erfolgen anstat t  über d ie Fest legung  von Abgabesätzen für eine 
Sonderabgabe. 
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Gliederung 

 

I.   Ein leitung  

 

II.  Erw eiterte Herstellerveran tw ortung  sollt e m it tels eines privaten Fonds in  
Eigenveran tw ortung  der W irtschaft  w ahrgenom m en w erden 

 

III. Erhebung  der Sonderabgabe und Verw endung  des Abgabeaufkom m ens verstoßen gegen 
Finanzverfassungsrecht  

1. Erhebung  der Sonderabgabe ist  nach der Rechtsprechung  des BVerfG unzu lässig  
 

2. Verw endung  des Abgabeaufkom m ens zu Gunsten  der Kom m unen verstößt  gegen das 
Konnexitätsprinzip  (Art . 104a Abs. 1 GG) 
 

IV. Bew ertung  einzelner Regelungen des Einw egkunststofffondsgesetzes (EW KFondsG), insb . 
keine rich t lin ienkonform e Um setzung  

1. Gew ich t  m uss d ie aussch ließliche Grund lage zur Bem essung  der Abgabe- bzw . 
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I.  Einleitung 

Das Bundesm in isterium  für Um w elt , Naturschutz, nukleare Sicherheit  und Verbraucherschutz 
(BMUV) hat  den Referen tenentw urf eines Gesetzes zur Um setzung  best im m ter Regelungen der 
EU-Einw egkunststoffrich t lin ie 2019/904 (EW KRL) vorgeleg t . Das sog . 
Einw egkunststofffondsgesetz (EW KFondsG) sieh t  d ie Errich tung  eines vom  Um w eltbundesam t  
(UBA) verw alteten Einw egkunststofffonds vor. Zw eck des Fonds ist  d ie Kostenerstat tung  der bei 
den öffen t lich -rech t lichen Entsorgungst rägern  bzw . Kom m unen an fallenden Rein igungs- und 
Entsorgungskosten für Abfälle von  Einw egkunststoffp rodukten  im  öffen t lichen Raum . Zur 
Finanzierung  des Fonds sollen bei den Herstellern  bzw . Inverkehrbringern  staat liche 
Sonderabgaben erhoben w erden, deren  Höhe sich nach der Art  und Masse der in  Verkehr 
gebrachten Einw egkunststoffp rodukte und dem  jew eiligen  produktbezogenen Abgabesatz 
bem essen soll. Ein  solches öffent lich-recht liches Fondsm odell steht  im  Gegensatz zu dem  
privatw irt schaft lichen Fondsm odell, w ie es d ie bet roffene W irt schaft  zur Um setzung  von Art . 8 
EW KRL vorgesch lagen hat . 

 

II.  Erw eiterte Herstellerverantw ortung sollte m ittels eines privaten Fonds in 
Eigenverantw ortung der W irtschaft  w ahrgenom m en w erden 

In  Deutsch land hat  d ie Produktveran tw ortung  der W irt schaft  eine lange und erfolg reiche 
Trad it ion . Hersteller bzw . Inverkehrbringer t ragen in  vielen  Bereichen akt iv zu den Zielen der 
Abfallverm eidung  und der Kreislaufw irt schaft  bei. Dabei kom m en sie - auf gesetzlicher 
Grund lage - in  finanzieller und organ isatorischer Veran tw ortung  ih rer erw eiterten  
Herstellerveran tw ortung  vollum fäng lich  nach. Erfolg reiche Beisp iele für Organisat ionen bzw . 
System e der Herstellerverantw ortung  in  Selbstorgan isat ion  der W irt schaft  sind  d ie St ift ung  
Zent rale Stelle Verpackungsreg ister (ZSVR), d ie St ift ung  Elekt ro-Altgeräte Reg ister (EAR) oder 
d ie DPG Deutsche Pfandsystem  Gm bH. 

Nach Verabsch iedung  der EW KRL haben sich  bet roffene Branchenverbände in  Deutsch land, 
einsch ließlich  des Bundesverbands der Tabakw irtschaft  und  neuart iger Erzeugnisse (BVTE) und 
des Deutschen Zigaret tenverbands (DZV), in  einer gem einsam en Verbändeallianz 
zusam m engesch lossen, um  an d ie posit iven  Erfahrungen m it  p rivaten  System en der 
Herstellerveran tw ortung  anzuknüpfen  und d ie Kostent ragungspflich t  aus der EW KRL 
kosteneffizien t  und rech tssicher um zusetzen. 

Art . 8 Abs. 4 EW KRL schreib t  vor, dass d ie Kosten  zw ischen den bet roffenen Akteuren  auf 
t ransparente W eise festzu legen sind . Die Richt lin ie w eist  dam it  den bet roffenen Herstellern  von 
EW K-Produkten  eine w esent liche Mitw irkung  bei der Ausgestaltung  und W ahrnehm ung der 
erw eiterten Herstellerveran tw ortung  zu. Die Fondslösung , w ie sie der vorliegende 
Referentenentw urf vorsieht , w ird  der erw eiterten  Herstellerverantw ortung  n ich t  gerecht . Denn 
sie w ürde d ie Veran tw ort lichkeiten der Hersteller im  W esent lichen auf d ie b loße Ent rich tung  
einer Sonderabgabe reduzieren . 

Die Verbände haben bereit s im  März 2021 gem einsam  dem  Bundesm in isterium  für Um w elt , 
Naturschutz und nukleare Sicherheit  (BMU) sow ie dem  Bundesm in isterium  für W irt schaft  und  
Energ ie (BMW i) ein  ausführliches Um setzungskonzept  vorgeleg t , in  dem  sie einen privat  
finanzierten Fonds der W irt schaft  als gesetzlich  angeordnetes Sonderverm ögen bei der ZSVR 
vorsch lagen, aus dem  d ie Rein igungs- und Entsorgungskosten  der Kom m unen im  
Zusam m enhang  m it  Ab fällen  von EW K-Produkten  erstat tet  w erden. Die Ansied lung  des Fonds 
bei der ZSVR gew ährleistet  eine rich t lin ienkonform e Um setzung  der Verp flich tungen aus Art . 8 
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EW KRL, d ie der erforderlichen Stakeholder-Beteiligung  im  Rahm en der erw eiterten 
Herstellerveran tw ortung  voll und  ganz Rechnung  t räg t .  

Im  Sinne einer kosteneffizien ten , t ransparenten  und rech tssicheren  Um setzung  für 
Einw egkunststoffp rodukte em pfeh len  w ir deshalb  dringend, auf Lösungen in  
p rivatw irt schaft licher Trägerschaft  zu  setzen. Eine Um setzung  m it tels Sonderabgaben ist  w eder 
zw ingend, noch w äre sie verfassungskonform . 

 

III. Erhebung der Sonderabgabe und Verw endung des Abgabeaufkom m ens verstoßen 
gegen Finanzverfassungsrecht 

Die Erhebung  von staat lichen Sonderabgaben und d ie Errich tung  eines öffent lich -recht lichen 
Fonds beim  Um w eltbundesam t  verstoßen gegen Finanzverfassungsrecht . Dem nach könnten 
Abgabenbescheide durch  d ie Abgabepflich t igen  dem  Grunde und der Höhe nach angefochten  
w erden, der Bestand des Fonds w äre insgesam t  gefährdet  und let zt lich  g ingen alle 
Rückzah lungen zu Lasten  des Bundeshaushalt s. 

 

1.  Erhebung der Sonderabgabe ist  nach der Rechtsprechung des BVerfG unzulässig 

Gegen d ie Zu lässigkeit  der Erhebung  einer Sonderabgabe zur Um setzung  der Kostenan lastung  
nach Art . 8 Abs. 2 b is 4 EW KRL bestehen gew ich t ige finanzverfassungsrecht liche Bedenken. Die 
vom  Bundesverfassungsgerich t  (BVerfG) entw ickelten Voraussetzungen für Sonderabgaben 
m it  Finanzierungsfunkt ion w erden vom  EW KFondsG n icht  erfü llt . 

Es lieg t  schon kein  über d ie Kostenan lastung  der Hersteller h inausgehender Sachzw eck für d ie 
Sonderabgabe vor, sodass d ie Sonderabgabe bereit s aus d iesem  Grunde verfassungsrecht lich  
unzu lässig  ist . Finanzierungsfunkt ion  und Sachzw eck dürfen  n icht  ident isch sein . Das BVerfG 
hat  in  ständ iger Rechtsprechung  (BVerfGE 124, 235 m .w .N.) en tsch ieden, dass es eines 
besonderen Sachzw ecks bedarf, der über d ie b loße Mit telbeschaffung  h inausgeht . Dies setzt  
eine gestaltende Ein flussnahm e durch  den Gesetzgeber voraus, für d ie der Gesetzentw urf 
n ich ts herg ib t . 

M it  Blick auf Rein igungsakt ionen und Abfallbew irtschaftung  beschränkt  sich  der 
Regelungsgehalt  des Art . 8 EW KRL auf d ie Verpflich tung , d ie Kosten  den Herstellern  
anzu lasten . Zw eck der erw eiterten  Herstellerveran tw ortung  des Art . 8 EW KRL ist  nach 
Erw ägungsg rund 21 der Rich t lin ie insow eit  allein  d ie Deckung  der „notw endigen Kosten der 
Abfallbew irtschaftung  und von Rein igungsakt ionen“ en tsprechend dem  Verursacherprinzip . 

Hieran  ändert  auch d ie Zielbest im m ung  des § 1 des EW KFondsG n ichts. Die form ulierten  Ziele 
b ringen n ich t  zum  Ausdruck, w ie der Gesetzgeber m it  der Sonderabgabe und deren  
Verw endung  eine w irt schaft sgestaltende Ein flussnahm e auf den geregelten Sachbereich 
verfolgen w ill, d ie über d ie b loße Mit telbeschaffung  h inausgeht . Insbesondere ist  n ich t  
erkennbar, w ie d ie zw eckentsprechende Verw endung  des Abgabenaufkom m ens zur Deckung  
der Kosten der Abfallbew irtschaftung  durch  d ie h ierfür zuständ igen öffen t lich -rech t lichen 
Entsorgungst räger für sich  genom m en geeignet  sein  könnte, zu  einer Förderung  der 
Verringerung  der Um w eltausw irkungen von Einw egkunststoffprodukten , etw a durch  
Innovat ionen bei der Entw icklung  nachhalt igerer Produkte, beizut ragen. Bei den Zielen des § 1 
des EW KFondsG handelt  es sich  um  b loße Prog ram m sätze, d ie d ie allgem einen 
ab fallw irt schaft lichen Ziele der EW KRL beschreiben, im  Kontext  der Abgabepflich t  des § 11 
EW KFondsG aber keine w eitergehende Zw eckbest im m ung  haben. Es b leib t  also dabei: m it  der 
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vorgesehenen Sonderabgabe w ird  kein  besonderer Sachzw eck verfolg t , der über d ie b loße 
Mit telbeschaffung /Kostenanlastung  der Hersteller h inausg inge. 

Das Abgabeaufkom m en aus der Sonderabgabe w ird  entgegen den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerich ts auch n ich t  zu  Gunsten  der Gruppe der Hersteller („g ruppennützig “) 
verw endet : 

Zum  einen sind  für d ie An lastung  von Kosten für Rein igungsakt ionen n ich t  d ie Bed ingungen 
erfü llt , un ter denen eine Finanzierungsverantw ortung  für frem des Feh lverhalten (illegale 
Entsorgung  durch  Drit te) in  Bet rach t  kom m t . Dazu hat  das Bundesverfassungsgerich t  in  
seinem  Urteil zum  Solidarfonds Abfallrückführung  (BVerfGE 113, 128) ausgeführt , dass das 
Vorliegen einer Gruppennützigkeit  bei Inanspruchnahm e für das Feh lverhalten Drit t er 
ausnahm sw eise nur dann in  Bet rach t  kom m t , w enn es sich  „…um  eine Ausfallveran tw ortung  für 
das Verhalten  von Angehörigen gerade derjen igen Gruppe handelt , d ie zur Finanzierung  
herangezogen w ird .“ Die in  Art . 8 EW KRL vorgesehene Kostenan lastung  bezieh t  sich  aber n ich t  
auf d ie Verbraucher. 

Zum  anderen führt  d ie Sonderabgabe n ich t  zu  einer Ent lastung  der Hersteller von  einer ihnen 
zuzurechnenden Aufgabe und ist  deshalb  insgesam t  n ich t  g ruppennützig . W esensm erkm al 
der Gruppennützigkeit  ist  nach ständ iger Rechtsprechung  des Bundesverfassungsgerich ts 
(BVerfGE 135, 155 m .w .N.), dass d ie Gesam tg ruppe der Abgabenschuldner von einer ih rem  
Verantw ortungsbereich  zuzurechnenden Aufgabe durch d ie Verw endung  des 
Abgabenaufkom m ens en t lastet  w ird . Ab fallbew irtschaftung , Rein igungsakt ionen und d ie 
Sensib ilisierung  sind  aber keine Aufgaben der Hersteller, von  denen d iese durch  d ie Erhebung  
der Sonderabgabe en t lastet  w ürden. 

Sow eit  d ie Begründung  des Gesetzentw urfs d ie Gruppennützigkeit  allein  w egen der 
get roffenen Vorkehrungen zur Gew ährleistung  einer zw eckentsprechenden Verw endung  des 
Abgabenaufkom m ens als gegeben ansieh t  (S. 68), defin iert  sie dem nach unter Um gehung  der 
Vorgaben des BVerfG den eigent lichen Kern des Gruppennützigkeit serfordern isses w eg . 

 

2.  Verw endung des Abgabeaufkom m ens zu Gunsten der Kom m unen verstößt gegen das 
Konnexitätsprinzip (Art . 104a Abs. 1 GG) 

Darüber h inaus ist  d ie vorgesehene Verw endung  des Abgabeaufkom m ens aus der 
Sonderabgabe zu Gunsten der Kom m unen auch n icht  m it  dem  in  Art . 104a Abs. 1 GG 
verankerten Konnexitätsprinzip  vereinbar. Denn der Bund w ürde über den EW K-Fonds 
Ausgaben bzw . Kosten  für spezifische Aufgaben der Länder bzw . Kom m unen im  Bereich  der 
Abfallbew irtschaftung  und der Rein igungsakt ionen t ragen. 

Gem äß Art . 104a Abs. 1 GG haben Bund und Länder d ie Ausgaben, d ie sich  aus der 
W ahrnehm ung  ihrer Aufgaben ergeben, gesondert  zu  t ragen. Bei der Abfallbew irt schaftung  
und der Durch führung  von Rein igungsakt ionen handelt  es sich  um  Aufgaben, d ie in  den 
Kom petenzbereich der Länder bzw . der den Ländern  nach Art . 104a Abs. 1 GG zuzurechnenden 
Kom m unen fallen . Nach Art . 104a Abs. 1 GG haben dem nach d ie Länder bzw . Kom m unen d ie 
h ierfür an fallenden Kosten  zu „t ragen“ und n icht  der Bund. Dem  Bund ist  d ie M it finanzierung  
d ieser Aufgaben verboten . Art . 104a Abs. 1 GG g ilt  fü r alle Finanzm it tel. Eine Ausnahm e für das 
Aufkom m en aus Sonderabgaben en thält  Art . 104a Abs. 1 GG n icht .  

Eine Ausnahm e lässt  sich  auch n ich t  dam it  beg ründen, der Bund fung iere h insich t lich  des 
Abgabenaufkom m ens led ig lich  als „durch leitende Stelle“ (S. 61 der Beg ründung). Dies ändert  
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schon im  Ausgangspunkt  n ichts daran , dass es sich  bei den Ausgaben des EW KFonds um  
Ausgaben handelt , d ie der Bund t räg t  (S. 59 f. der Beg ründung), obg leich  dam it  
Verw altungsaufgaben der Länder finanziert  w erden. Unabhäng ig  davon kann von einer b loßen 
Durch leitungsfunkt ion  bei den Ausgaben sow ieso keine Rede sein , w eil nach dem  EW KFondsG 
d ie Voraussetzungen für d ie Kostenerstat tung  jew eils durch  das UBA geprüft  und d iese 
ansch ließend gegenüber den Aufgabent rägern  in  den Ländern  bzw . Kom m unen durch  
Verw altungsakt  festgesetzt  w erden sollen (§ 20 des Entw urfes). Dam it  ist  dem  Bund zug leich  
eine Einw irkungsm ög lichkeit  auf d ie Höhe der w eiterzu leitenden Mit tel und  d ie 
haushalt spolit ischen Entscheidungssp ielräum e der Länder bzw . Kom m unen gegeben. 
Hierüber h ilft  auch  n icht  h inw eg , dass d ie Auszah lungskriterien abst rakt  generell durch  
Rechtsverordnung  festgeleg t  w erden sollen . Dies beschränkt  allein  d ie Entscheidungsgew alt  
des UBA als im  Bereich  des Bundes zuständ ige Behörde, ändert  aber n ich ts daran , dass der 
Bund d ie Auszah lungskrit erien  einseit ig  fest leg t . 

Eine Durchbrechung  des Konnexitätsprinzips lässt  sich  sch ließlich  auch n icht  dam it  
rech t fert igen , d ie W eiterleit ung  des Aufkom m ens einer Bundes-Sonderabgabe an  d ie Länder 
bzw . Kom m unen sei w egen ih res verm ein t lich  allein igen Durch leitungscharakters m it  seinem  
Sinn  und Zw eck vereinbar. Einer solchen teleolog ischen Redukt ion des Anw endungsbereichs 
des Art . 104a Abs. 1 GG steh t  zum  einen d ie im  Bereich  der Finanzverfassung  geltende 
Form enklarheit  und Form enb indung  en tgegen. Zum  anderen bew irkt  das Aufkom m en der 
Sonderabgabe gerade haushalt spolit ische Entscheidungssp ielräum e für d ie Länder bzw . 
Kom m unen, deren  Haushalte durch  das Abgabenaufkom m en ent lastet  w erden, und g ib t  ihnen 
dam it  d ie Mög lichkeit , d ie eingesparten  Mit tel anderw eit ig  einzusetzen. 

Die aufgezeig ten  finanzverfassungsrecht lichen Defizit e haben zur Folge, dass aller Voraussicht  
nach m assenhaft  Abgabenbescheide vor den Verw altungsgerich ten  angefochten  w erden – m it  
erheb lichen Rechts- und Kostenrisiken  zu Lasten  des Bundeshaushalt s. 

 

IV.  Bew ertung einzelner Regelungen des Einw egkunststofffondsgesetzes (EW KFondsG), 
insbesondere keine richtlinienkonform e Um setzung 

W ir p läd ieren  für eine st rikte 1:1-Um setzung  der Kostenan lastung  der Hersteller. Das 
EW KFondsG sollte w eder nat ionale Hürden zu Lasten  des freien Binnenm arktes aufbauen noch 
h in ter europäischen Vorgaben bezüg lich  der erw eiterten  Herstellerveran tw ortung  
zurückb leiben. Der Gesetzentw urf erfü llt  n ich t  seine Zielsetzung , d ie Vorgaben der EW KRL „eins 
zu eins“ in  deutsches Recht  um zusetzen. Eine Reihe von Maßnahm en des EW KFondsG gehen 
über d ie Rich t lin ie h inaus oder verstoßen gegen Art . 8 EW KRL. Darüber h inaus un terliegen 
einzelne Regelungen dem  Parlam entsvorbehalt  und  dürfen  n ich t  im  Verordnungsw ege 
geregelt  w erden. 
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1. Gew icht m uss die ausschließliche Grundlage zur Bem essung der Abgabe- bzw . 
Kostensätze sein 

Nach dem  Gesetzentw urf berechnet  sich  d ie Höhe des Abgabebet rages aus der Masse der in  
Verkehr gebrachten  EW K-Produkte m ult ip liziert  m it  dem  Abgabesatz, der in  Abhäng igkeit  des 
Gesam tgew ich ts des EW K-Produkts angegeben w ird  (vg l. §§ 12 und 13 EW KFondsG). Im  
Begründungsteil w ird  auf Seite 70 bei der Herleit ung  der Abgabesätze aber d ie m ög liche 
Berücksich t igung  von Volum en oder Stückzah l neben der Bem essungsg rund lage Gew ich t  
n ich t  ausgesch lossen. 

W ir lehnen d ies en tsch ieden ab : einzig  und allein  das Gew ich t  – als in  der Abfallw irt schaft  
verlässliche und gebräuch liche Größe – darf Bem essungsgrund lage für d ie Abgabe- bzw . 
Kostensätze sein . Für d ie Kostenerm it t lung  von Entsorgungs- und Rein igungsleistungen kann 
n ich t  auf Größen und Param eter abgestellt  w erden, d ie veränderlich  oder schw er zu erfassen 
und zu dokum ent ieren sind – w ie Volum en und Stückzah l. Darüber h inaus ist  aus Gründen der 
Gleichbehand lung  Konsistenz zu w ahren. Die den Abgabesätzen zug rundeliegenden Kosten 
m üssen nach einheit licher Method ik basierend auf Gew icht  erm it telt  w erden. Eine Erm it t lung  
der Kosten von Rein igungsakt ionen nach Stückzah len bei best im m ten EW K-Produkten  ist  
rech t lich  ang reifbar. Ein  eventuell höherer Rein igungsaufw and bzw . höhere Kosten für 
best im m te Abfallsam m elsystem e m üssen jew eils nachgew iesen und dann anteilig  über das 
Gew ich t  auf d ie en tsprechenden EW K-Produktabfälle um geleg t  w erden. 

Im  Übrigen w eisen w ir darauf h in , dass d ie §§ 12 und 13 EW KFondsG eine andere Berechnung  
der Höhe des Abgabesatzes als nach dem  Gew ich t  aussch ließen. Die Grund lagen der 
Abgabenbem essung  m üssen in  h inreichend best im m ter W eise im  Gesetz selbst  geregelt  sein . 
W ird  das Gew ich t  als allein iger Maßstab  angegeben, ist  der Rückg riff auf andere 
Bem essungsfaktoren  unzu lässig . Auf S. 70 des Gesetzentw urfs ist  deshalb  der folgende Satz zu 
st reichen: „Dies sch ließt  aber n ich t  aus, dass im  Rahm en der Herleitung  der Abgabesätze bei 
einzelnen Kostenarten , z.B. bei den Rein igungskosten , n icht  auch andere Faktoren w ie 
Volum en oder Stückzah l zu  berücksich t igen  sind .“ 

In  Bezug  auf Tabakprodukte m it  Filtern  kann sich  das Gesam tgew ich t  bzw . d ie Masse des in  
Verkehr gebrachten  EW K-Produkts nur auf das Gew ich t  bzw . d ie Masse des kunststoffhalt igen  
Filters (Filt ergew icht ) beziehen. Eine andere In terpretat ion der Vorgaben der EW KRL w ürde 
eine abgabenm äßige Benachteiligung  von „Tabakprodukten  m it  Filtern “ gegenüber „Filtern  für 
Tabakprodukte“, aber auch eine Benachteiligung  gegenüber anderen EW K-Produkten  
darstellen . Denn der Tabakst rang  einer Filt erzigaret te w ird  abgeraucht  (w ie auch der Inhalt  von 
Lebensm it telverpackungen konsum iert  w ird). Darüber h inaus w ürde eine Heranziehung  des 
Gesam tgew ich ts der Filt erzigaret te zu einer unzu lässigen Kostenüberdeckung  führen . Die 
Gesam tkosten  für Rein igung  und Entsorgung  von Tabakprodukten  m it  Filt ern  dürfen  jedoch 
durch  das Aufkom m en aus der Sonderabgabe n ich t  überschrit ten  w erden. 

 

2. Europarechtlicher Grundsatz der Kosteneffizienz verbietet  die Heranziehung des 
nationalen Gebührenrechts 

Nach Art . 8 Abs. 4 Satz 1 EW KRL dürfen  d ie zu t ragenden Rein igungs- und Entsorgungskosten 
d ie Kosten , d ie für d ie kosteneffizien te Bereit stellung  der en tsprechenden Dienste erforderlich  
sind , n ich t  übersteigen. Die Festsetzung  der Abgabesätze nach § 13 EW KFondsG unterlieg t  
dam it  dem  EU-rech t lich  determ in ierten Grundsatz der Kosteneffizienz, der Grenzen für d ie 
nat ionale Kostenerhebung  setzt . Um geleg t  w erden auf d ie Hersteller dürfen  h iernach nur d ie 
unm it telbar durch  Rein igungs- und Entsorgungsleistungen en tstehenden Kosten . Aus Art . 8 
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EW KR erg ib t  sich  im  Einzelnen, w elche Kosten h iervon erfasst  w erden. Das nat ionale 
Gebührenrecht  geht  m it  dem  für d ie Kostenerm it t lung  anw endbaren bet riebsw irtschaft lichen 
Kostenbegriff darüber h inaus. Denn h iernach gehört  u . a. auch eine Verzinsung  des Kapitals zu 
den Kosten , d ie in  d ie Gebührenbedarfsberechnung  eingestellt  w erden dürfen . Dasselbe g ilt  fü r 
sog . Overheadkosten , d ie kom m unalabgabenrecht lich  in  d ie Abfallgebühr eingerechnet  
w erden können. Dabei handelt  es sich  indessen ersich t lich  n ich t  um  Rein igungs- und 
Entsorgungskosten . Zudem  können Gebühren auch eine Lenkungsfunkt ion  haben. Auch d ies 
en tsprich t  n ich t  den EU-recht lichen Vorgaben. Deshalb  ist  es n ich t  rich t lin ienkonform , w enn 
zur Auslegung  des Erfordern isses der kosteneffizien ten  Bereit stellung  der Rein igungs- und 
Entsorgungsd ienste auf das nat ionale Gebührenrecht  zurückgeg riffen  w ird . 

Abgesehen davon m utet  es befrem dlich  an , bei der Bem essung  von Sonderabgaben - einer 
Abgabenart  su i generis - als Maßstab  das Gebührenrecht  heranzuziehen. Es soll ja gerade keine 
Gebühr, sondern  eine Sonderabgabe erhoben w erden. 

Der Rückg riff auf standard isierte Durchschnit t skosten der Rein igung  und Entsorgung  zur 
Herleitung  der Abgabesätze ist  b islang  vollkom m en unklar und unbest im m t . Der erforderliche 
Rein igungsstandard  m uss auf gesetzlicher Grund lage festgeleg t  w erden und kann n icht  dem  
UBA bzw . dem  BMUV überlassen w erden. Insofern  bestehen erheb liche Zw eifel an der 
Verfassungsm äßigkeit  un ter dem  Gesichtspunkt  des Parlam entsvorbehalts. 

Sch ließlich  begegnet  d ie Ausfü llung  des europarecht lichen Gebots der Kosteneffizienz der 
EW KRL m it  der Anw endung  nat ionaler Maßstäbe jedenfalls dann Bedenken, w enn daraus ein  
w eiter Sp ielraum  der nat ionalen Behörde bei der kostenauslösenden W ahl der Maßnahm en 
abgeleitet  w erden soll. Dies könnte das EU-rech t liche Erfordern is einer kosteneffizien ten  
Bereit stellung  en tw erten  bzw . jedenfalls n ich t  h in reichend berücksich t igen . 

 

3.  Die Kostenberechnungen m üssen transparent und nachvollziehbar sein 

Bei der Fest legung  der Abgabesätze ist  gem . § 13 Satz 2 EW KFondsG das Transparenzgebot  zu 
beachten . Das Transparenzgebot  des Art . 8 Abs. 4 Satz 1 EW KRL erfordert  eine nachvollziehbare 
und sachgerechte Erm it t lung  bzw . Berechnung  der erforderlichen Kosten . Zudem  ist  dem  
Grundsatz der Verhältn ism äßigkeit  Rechnung  zu t ragen. 

Eine w ich t ige Erkenntn is der b isherigen Stud ien  und Untersuchungen zu EW K-Abfällen  im  
öffen t lichen Raum  ist , dass in  Deutsch land kaum  nachvollziehbare und öffent lich  zugäng ige 
Daten  zu Abfallm engen und Rein igungskosten  vorliegen. Dies g ilt  insbesondere für d ie 
Deklarat ion von m anuell aufgenom m enen Abfällen  für d ie höhere Rein igungskosten  zu 
erw arten  sind . Die Dokum entat ion der Kom m unen zu Leistungen, Kosten und gesam m elten  
Abfallm engen ist  in  sich  versch ieden und zudem  teilw eise n icht  öffen t lich  zugäng ig . Dieser 
Um stand m acht  es den Kostenverp flich teten der EW KRL b islang  n icht  m ög lich , 
Kostenberechnungen p lausibel nachvollziehen zu können. Die EW KRL sieh t  eine Beteiligung  
an  den Kosten  für Sam m lung , Rein igung , Sensib ilisierung  und Datenerhebung- und -
überm it t lung  durch d ie Hersteller vor. Daher sind  d ie tat säch lich  angefallenen Abfallm engen 
und spezifischen Kosten  für d ie Geltendm achung  von Kostenerstat tungen zw ingend 
offenzu legen. Dies g ilt  auch  für d ie Sensib ilisierungskosten . Diese Kosten  m üssen in  einem  
angem essenen Verhältn is zu dem  tatsäch lichen Anteil der als Abfall angefallenen EW K-
Produkte stehen. Die Best im m ung der tat säch lich  erforderlichen Sensib ilisierungsm aßnahm en 
sollt e eine Aufgabe der EW K-Kom m ission sein . 
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4 . Regelm äßige Überprüfung der Abgabesätze ist  erforderlich 

Der Gesetzentw urf sieh t  in  § 13 Satz 3 EW KFondsG eine regelm äßige Überprüfung  und gg f. 
Anpassung  der Abgabesätze „m indestens alle fün f Jahre“ vor. W ir befürw orten ein  dynam isches 
Kostenm odell m it  einer regelm äßigen Überprüfung  und Anpassung  der Abgabesätze, halten  
den vorgesch lagenen Rhythm us von fünf Jahren  aber für eine zu g roße Zeit spanne.  

Angesich ts der Dynam ik des Tabakm arktes (sinkende Raucherzah len , stet iger Rückgang  der 
Absatzm engen, (W eiter-) En tw icklung  innovat iver Produkte), der gänzlichen Ungew issheit  über 
d ie Größenordnung  der Kostenbeteiligungen und der zugrundeliegenden Abfalldaten  aus 
Zeiten  der Corona-Pandem ie erschein t  uns der im  Gesetzentw urf anvisierte Zeit raum  der 
Überprüfung  als n icht  akzeptabel. 

Eine regelm äßige Aktualisierung  der Dateng rund lagen erschein t  auch aus 
verfassungsrecht lichen Gründen geboten , um  d ie Verhältn ism äßigkeit  der Sonderabgaben 
sicherzustellen  und Kostenüberdeckungen auszusch ließen. Das Verhältn is der Abfallm engen 
m uss zu den Gesam tkosten in  einer akzeptab len  Beziehung  stehen und den Sachverhalt  der 
realen  Abfallbew irt schaftung  w idersp iegeln . Die Fest legung  der Abgabesätze m uss daher auf 
regelm äßigen und repräsentat iven Abfall- und  Kostenanalysen beruhen, d ie auch d ie 
geog raph ischen Untersch iede beim  Abfall- und  Müllaufkom m en zw ischen Großstad t , 
Kleinstad t  und länd lichen Gegenden reflekt ieren  m üssen.  

W ir p läd ieren  deshalb  für zum indest  eine w eitere Überprüfung  der Abgabesätze nach dem  
Inkraft t reten  und vor der Evalu ierung  des Gesetzes im  Jahr 2028 - danach kann m an zu einem  
regelm äßigen Turnus von idealerw eise drei b is m axim al fün f Jahren  übergehen. 

 

5. Ausgestaltung der Einw egkunststoffkom m ission entspricht nicht der erforderlichen 
Stakeholder-Beteiligung 

Die in  § 22 und § 23 vorgesehene Einw egkunststoffkom m ission  (EW K-Kom m ission) en tsprich t  
in  ih rer Besetzung  und in  ih ren  Mitw irkungsrech ten n icht  den Vorgaben der Stakeholder-
Beteiligung  nach der EW KRL. Art . 8 Abs. 4 Satz 1 EW KRL best im m t , dass d ie zu t ragenden 
Kosten zw ischen den bet roffenen Akteuren  auf t ransparente W eise festzu legen sind . 

In  der EW K-Kom m ission  sollte zw ischen „bet roffenen Akteuren“ und anderen in teressierten  
Kreisen un tersch ieden w erden. Bet roffene Akteure der Kostenan lastung  gem äß Art . 8 EW KRL 
sind  aussch ließlich  d ie zah lungspflich t igen  Hersteller und d ie öffen t lich -recht lichen 
Entsorgungst räger, bei denen d ie Kosten  der Abfallbew irtschaftung  und von 
Rein igungsakt ionen anfallen . W eder sind  Um w elt - und  Verbraucherverbände noch d ie p rivate 
Entsorgungsw irt schaft  von der Kostenan lastung  „bet roffen“. Der Beg riff der bet roffenen 
Akteure ist  enger auszu legen als der Beg riff der beteilig ten  Akteure i.S.d . Art . 8a Abs. 6 der 
Abfallrahm enricht lin ie, der w eitere in teressierte Kreise um fasst . Diese Kreise sollen  zw ar an  
einem  regelm äßigen Dialog  im  Rahm en von Reg im en der erw eiterten  Herstellerveran tw ortung  
beteilig t  w erden; für d ie Zielsetzung  der EW KRL, insb . d ie Verm üllung  der Um w elt  zu  
bekäm pfen, m ag  eine solche Beteiligung  von Verbraucher- und Um w elt verbänden auch 
h ilfreich  sein . Dies ist  aber qualitat iv etw as völlig  anderes als d ie von  Art . 8 Abs. 4 EW KRL 
geforderte M itw irkung  bei der Kosten fest legung . Insofern  m uss eine Unterscheidung  zw ischen 
den bet roffenen Akteuren  i.S.d . Art . 8 EW KRL und anderen beteilig ten  Akteuren  gem acht  
w erden. Die EW K-Kom m ission sollt e aussch ließlich  m it  den  bet roffenen Akteuren  der Hersteller 
und der Zah lungsem pfänger parität isch  besetzt  w erden. Jedenfalls dürfen sonst ige beteilig te 
Akteure kein  St im m recht  haben und n icht  an  der Besch lussfassung  teilnehm en.  
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Die EW K-Kom m ission  soll den bet roffenen Akteuren eine angem essene Mitw irkung  
erm ög lichen. Für eine rich t lin ienkonform e Um setzung  ist  es erforderlich , dass d ie bet roffenen 
Hersteller und öffen t lich -recht lichen Entsorgungst räger/Kom m unen bei der Erm it t lung  und 
Fest legung  der Kosten akt iv m itw irken . Dies setzt  d ie Mög lichkeit  zur M itgestaltung  voraus. Die 
EW K-Kom m ission hat  aber led ig lich  beratende und in form at ive Funkt ion  ohne en tsprechende 
Ein flussm ög lichkeiten : sie kann keine eigenen Stud ien in  Auft rag  geben, sie soll led ig lich  
zw eim al jährlich  tagen, ih re Em pfeh lungen haben keine Bindungsw irkung  für das BMUV oder 
das UBA. Der Gesetzentw urf w ird  dam it  der Vorgabe des Art . 8 Abs. 4 EW KRL n ich t  gerecht . 
Dessen W ort laut  im p liziert  eine deut lich  stärkere Einb indung  der bet roffenen Akteure in  d ie 
Entscheidungsprozesse. Der EW K-Kom m ission  m uss eine m itgestaltende Rolle (insb . bei der 
Fest legung  der Abgabesätze) zukom m en. Em pfeh lungen, d ie von  der m it  Vert retern  der 
Hersteller und der öffen t lich-recht lichen Entsorgungst räger parität isch  besetzten  EW K-
Kom m ission  besch lossen w orden sind , sollt en daher vom  UBA und dem  BMUV beachtet  
w erden m üssen. Zum indest  m uss dem  BMUV und dem  UBA eine en tsprechende Pflich t  zur 
Begründung  der noch zu erlassenden Verordnung  bzw . in  den Allgem einverfügungen 
auferleg t  w erden, w enn sie von Besch lüssen der EW K-Kom m ission abw eichen w ollen . 

 

6. Festlegung der Abgabesätze durch Rechtsverordnung verstößt gegen Art . 80  Abs. 1 Satz 
2 GG 

§ 13 EW KFondsG sieht  vor, dass das BMUV nach Anhörung  der beteilig ten  Kreise ohne 
Zust im m ung  des Bundesrates d ie p roduktbezogenen Abgabesätze durch  eine noch 
ausstehende Rechtsverordnung  fest leg t . 

Die Fest legung  der Abgabesätze durch  das BMUV verstößt  gegen Art . 80 Abs. 1 Satz 2 GG. 

Die Fest legung  von produktbezogenen Abgabesätzen ist  eine w esent liche Fragestellung  für d ie 
Um setzung  der erw eiterten  Herstellerveran tw ortung  sow ie für d ie bet roffenen Hersteller. Sie 
darf n ich t  allein  durch  das BMUV im  Verordnungsw ege geregelt  w erden. Denn d ie 
Erm ächt igungsg rund lage des § 13 EW KFondsG g ib t  überhaupt  keinen Aufsch luss darüber, 
w elche Kosten  bzw . Abgabelasten  auf d ie bet roffenen Hersteller zukom m en. Es handelt  sich  
um  eine vollkom m en inhaltsleere Regelung . Zum  Zeitpunkt  der Verabsch iedung  des 
Gesetzentw urfs sind w esent liche Fragen zur Kostenfest legung  und selbst  der Um fang  der 
Kostenbeteiligungen noch völlig  unklar. Das Parlam ent  soll also ein  Gesetz verabsch ieden, das 
ohne d ie dazugehörige Rechtsverordnung  eine „Blackbox“ ist . Die Ausw irkungen und Folgen 
des EW KFondsG können überhaupt  nur dann seriös abgeschätzt  w erden, w enn das gesam te 
Gesetzespaket  inklusive Verordnungsentw urf in  den Bundestag  und Bundesrat  eingebracht  
w ird . Die Verabsch iedung  des EW KFondsG sollt e deshalb  als ganzes Gesetzespaket  inklusive 
der Verordnung  m it  Zust im m ungsvorbehalt  des Bundestags erfolgen. 

Das BVerfG hat  m it  der sog . W esent lichkeit stheorie st renge Anforderungen an  d ie 
verfassungsrecht lichen Grenzen zum  Erlass von Rechtsverordnungen gem . Art . 80 Abs. 1 Satz 2 
GG aufgestellt . Danach m üssen w esent liche Entscheidungen vom  Parlam ent  get roffen w erden 
und können n icht  an  d ie Exekut ive deleg iert  w erden: 
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„Die Entscheidung  w esent licher Fragen ist  [...] dem  parlam entarischen Gesetzgeber 
vorbehalten [...] Dam it  soll gew ährleistet  w erden, dass Entscheidungen von besonderer 
Tragw eite aus einem  Verfahren  hervorgehen, das der Öffen t lichkeit  Gelegenheit  b ietet , 
ih re Auffassungen auszub ilden  und zu vert reten , und das d ie Volksvert retung  dazu 
anhält , Notw end igkeit  und  Ausm aß von Grundrechtseing riffen  in  öffen t licher Debat te zu 
klären . Geboten ist  ein  Verfahren , das sich  durch  Transparenz auszeichnet  und das d ie 
Beteiligung  der parlam entarischen Opposit ion  gew ährleistet .“ (BVerfGE 150, 1). 

 

Die Anforderungen nach der W esent lichkeit stheorie w erden von dem  Gesetzentw urf n ich t  
erfü llt . 

Im  g rundrechtsrelevanten  Bereich  sind  Entscheidungen, d ie für d ie Verw irk lichung  der 
Grundrechte w esent lich  sind , vom  Gesetzgeber selbst  zu  t reffen  (BVerfGE 139, 19 (Rn. 52)). Die 
Erhebung  von Sonderabgaben m it  p roduktbezogenen Abgabesätzen g reift  in  d ie Grundrechte 
der bet roffenen Hersteller nach Art . 3, 12, 14 GG ein . Dem  allgem einen 
Gleichbehand lungsg rundsatz des Art . 3 GG kom m t  im  Steuer- und Abgabenrecht  eine 
überragende Bedeutung  zu, denn er gew ährleistet  d ie „Gleichm äßigkeit  der Besteuerung “. 

Nach der Gesetzesbeg ründung  (S. 70) sollen  neben der Bem essungsgrund lage Gew icht  
w eitere, n ich t  durch den Gesetzgeber best im m te Bem essungsfaktoren  im  Rahm en der 
Herleitung  der Abgabesätze vom  BMUV herangezogen w erden können. Die m ög licherw eise 
g ravierenden finanziellen  Belastungen sind  für d ie bet roffenen Hersteller überhaupt  n icht  
vorhersehbar, so dass d iesbezüg liche Entscheidungen w egen der erheb lichen 
Grundrechtsrelevanz n ich t  an  den Verordnungsgeber deleg iert  w erden dürfen . 

Darüber h inaus geben d ie Regelungen zur Fest legung  der Abgabesätze (§ 13 Satz 1) und den 
dabei zu  berücksich t igenden Kosteng rundsätzen (§ 13 Satz 2) keine über d ie allgem einen 
Best im m ungen der Kostenan lastung  des Art . 8 EW KRL h inausgehenden Erkenntn isse. Es 
feh len  insbesondere d ie w esent lichen gesetzlichen Regelungen zur Kostenerm it t lung , d ie dem  
Norm adressaten  aufzeigen, in  w elcher W eise und in  w elchem  Um fang  er belastet  w ird . Inhalt  
und  Ausm aß der Kosten fest legung  w erden in  der Verordnungserm ächt igung  n ich t  
h in reichend best im m t  und begrenzt . 

 

7. Um lage von Verw altungskosten geht über 1:1-Um setzung der EW KRL hinaus 

Nach § 4 i.V.m . § 3 Nr. 13 EW KFondsG gehören d ie Verw altungskosten zu den 
erstat tungsfäh igen Kosten . 

Im  Begründungsteil des Gesetzentw urfs w ird  ausgeführt , dass das Um w eltbundesam t  und d ie 
öffen t liche Verw altung  für d ie Um setzung  der erw eiterten Herstellerveran tw ortung  der EW KRL 
im  Durchschn it t  3,6 M io. Euro jährlich  im  Zeit raum  2022 b is 2026 veransch lagen und b is zu 32 
neue Stellen  beim  UBA eingep lan t  sind .  

Die Verw altungskosten sind durch  den Bund zu t ragen und können n ich t  auf d ie Hersteller 
abgew älzt  w erden. Die Um lage von Verw altungskosten  im  Zusam m enhang  m it  dem  EW K-
Fonds en tsprich t  n ich t  der beabsich t ig ten 1:1-Um setzung  der EW KRL. Die Richt lin ie sieh t  n icht  
vor, dass d ie Verw altungskosten  von den Herstellern  zu erstat ten sind . Das erg ib t  sich  
unm it telbar aus Art . 8 EW KRL. Diese Regelung  führt  d ie einzelnen Maßnahm en für 
Einw egkunststoffe auf, fü r d ie eine Kostenerstat tung  durch d ie Hersteller im  Rahm en der 
erw eiterten Herstellerveran tw ortung  erfolgen soll. Verw altungskosten für d ie Erhebung  der 
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Erstat tungsbet räge bei den Herstellern  sind  in  der Regelung  n ich t  genannt . Sie gehören 
deshalb  auch n icht  zu  den erstat tungsfäh igen Kosten .  

Darüber h inaus m uss berücksicht ig t  w erden, dass der Fonds durch das Um w eltbundesam t  
verw altet  w ird . Daher ist  es nur konsequent , dass das UBA d ie Fondsverw altungskosten t räg t  
und bei der Verw altung  d ie Grundsätze der Sparsam keit  und  W irtschaft lichkeit  beachtet . 

 

8. Unnötige Doppelerhebungen von Meldedaten nach § 10  EW KFondsG und § 5a UStatG 
sind zu verm eiden 

Die Vorgaben des EW KFondsG und des Um w elt stat ist ikgesetzes (UStatG) zu den Melde- und 
Berich tspflich ten sind n ich t  aufeinander abgest im m t  und führen  zu Doppelerhebungen. 

Nach § 10 Abs. 1 EW KFondsG haben d ie Hersteller jährlich  dem  Um w eltbundesam t  
aufgesch lüsselt  nach Art  und Masse d ie von  ihnen im  vorangegangenen Kalenderjahr in  
Verkehr gebrachten  EW K-Produkte zu m elden. Gleichzeit ig  sieht  § 5a Abs. 5 UStatG vor, dass in  
Bezug  auf Tabakprodukte m it  kunststoffhalt igem  Filt er bzw . kunststoffhalt ige Filter zur 
Verw endung  m it  Tabakprodukten bei den bet roffenen Herstellern , beg innend m it  dem  
Berichtsjahr 2022, eine jährliche Erhebung  zu den in  Verkehr gebrachten  Mengen durchgeführt  
w ird . 

Dies führt  zu  unnöt igen Doppelerhebungen und bürokrat ischem  Mehraufw and bei 
Tabakprodukt - bzw . Filterherstellern , der so n ich t  gew ollt  sein  kann: § 5a UStatG sieh t  bei 
system beteiligungspflich t igen  Verpackungsherstellern , d ie m it  ih ren  EW K-Produkten  in  den 
Anw endungsbereich  der EW KRL fallen  (z. B. Lebensm it telverpackungen) ein  Absehen von der 
Erhebung  vor; d ie Daten  sind näm lich  bei der ZSVR vorhanden und können dort  erfasst  w erden, 
um  Doppelerhebungen zu verm eiden. Aus denselben Gründen sollt en  in  Bezug  auf in  Verkehr 
gebrachte Tabakprodukt filt er d ie Erhebungen seitens des Stat ischen Bundesam ts d irekt  beim  
UBA und n ich t  bei den Herstellern  durchgeführt  w erden. § 8 Abs. 4 EW KFondsG enthält  zur 
Erfü llung  der Erhebungen nach § 5a UStatG bereit s eine Regelung  zum  Datenaustausch 
zw ischen UBA und dem  Stat ist ischen Bundesam t , d ie sich  aber nur auf d ie Reg ist rierungsdaten  
der Hersteller bezieh t , n ich t  jedoch auf d ie Meldedaten zu den in  Verkehr gebrachten  Mengen. 
§ 5a Abs. 5 UStatG sollte entsprechend geändert  w erden, so dass zusätzliche Erhebungen nach 
dem  UStatG bei den Herstellern  von Tabakprodukt filt ern  w eg fallen . 

 

 

Ansprechpartner im  BVTE: 

, Hauptgeschäft sführer, Tel.  

, Just iziar, Tel.   

, w issenschaft liche Referent in ,  
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